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„Abgeordnetenhaus. 33. Sitz. v. 4. April.] 
(Schluß.) Regierungs⸗Kommiſſar Geh. Regic⸗ 
gierungsrath Ribbeck: Die Beſchwerde beſchränkt 
ich darauf, daß die Regierung durch dit dem 
Suadwerordncten⸗Vorſtehet ertheilte Nüge ſich 
mne Disciplinargewalt über die Stadtverord⸗ 
neten und ihre Vorſteher beigelegt, die ihr nach 
m Geſetze nicht zuſtehe. Dieſem Vorwurf iſt 
Ne Spitze ſchon dadurch abgebrochen, daß die 
tung und der Oberpräſtdent ausdruͤcklich 
An haben, die Regierung ſei weit davon 
Ane ſich eine ſolche Disciplinargewalt bei⸗ 
wolln. ſondern fie ſei zu ihrem Verfabren 
üeh ommen befugt duich das ihr geſetzlich zu⸗ 
. Aufſichtörecht über die Städtegemeinz 
Dez (Hört! Heiterkeit.) Der $ 76 der Staͤdte⸗ 
fur nung legt der Regierung ganz allgemein 
— Oberaufſichts recht über die ſtädtiſchen An⸗ 
lunttenheiten bei, und in Folge dieſer Beſtim⸗ 
ordne lind offenbar Vorſteher und Stadtver⸗ 
Prise in ihrer Geſchaͤftsthätigkeit dem Auf⸗ 
derf tete der Regierung unterworfen. (Wir 
und Auch.) Es iſt aber der weſentliche Zweck 
Sa Kern jedes Staatsaufſichtorechtes, die 

ub dierbaltung der geſetzlichen Beſtimmungen 
mäß „wachen, und unzweifelhaft ſteht demge⸗ 
1, Aufſichtobehörde auch die Befugniß 
= 'eienigen, welche gegen dieſe Verpflichtuv⸗ 
Dergin, zurechtzuweiſen. (Widerſpruch.) 
mit Sen, Zurechtweiſungen find allerdings 
für . disciplinariſchen Maßregel keineswegs 
1 entiſch zu erachten, denn, wenn auch das 
der wargeſetz von 1852 den Verweis mit 
1 N Diseivlinarſtrafen rechnet, ſo folgt da⸗ 
! 120 keineswegs, daß der Verweis allein 
1 Gebiete des Disciplinar⸗Geſetzes An⸗ 
Behörde finden kann. 
opal ohne Disciplinargewalt, wie die Lan⸗ 
weiſungen abe 
dig beben, Rügen und Verwarnungen vollſtan⸗ 


b a 0 
Rec K ben — Was das Selbſtverwaltungs⸗ 


dieſe Anerkennung doch immer 
unbe rceſteben, nicht nach Maßgabe eines ſo 
8 Een idealen Rechtes, wie Sie es ver⸗ 
0 nut nach Vorſchrift des Ge⸗ 
Staa Ipeziell der 88 76 und 77, die der 
ber im gerung das Recht geben, gegen Ue⸗ 
bar in pi. sufchreiten. Die Staatsregierung 
Neuen aut Frage jetzt durchaus nicht einen 
ſach ie, andpunkt angenommen, ſondern ein⸗ 
wage een feitgehalten, der von Anfang der 
verſchieden Jahre unter der Herrſchaft dreier 
jezt icfigebn Staͤdteordunngen conſequent bis 
den, m satten worden iſt. Ich empfehle Ih 
Tagegordn „Aber die vorliegenden Anträge zur 
ring übergehen. 
weitlauffg Virchow: Meine Herren! Auf eine 
des Heng Widerlegung der Ausführungen 
ecgierungs-Commiſſars glaube ich 
eiſen 79 zu dürfeu, da er ſchwerlich wird 
nen Veringneen, daß die von ibm angezoge⸗ 
er nd digen noch in Kraft find, Der 8, 
ie Vermay, Stefen, beſagt ausdrücklich, daß 
werden FA dem Geſetze gemäß geführt 
i die Verwaltung aber führt der 


anger 
ſetzes u 


8 Herrn 
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Magiſtrat, nicht die Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung, welche die Beſchlüſſe jener Beörde nur 
vorbereitet. Die Belehrung des Hrn. Regie- 
rungs⸗Commiſſars mit den vielen Fremdwör⸗ 

tern, mit materiellem und formellem Auſſichts⸗ 

recht u. ſ. w. kann die Sache nur verwirren. 

Ich empfehle den Antrag des Herrn Koſch, 

weil der der Kommiſſion dem Anſpruche der 

Petenten nicht genügend entſpricht. 

Die Diskaſſon wird geſchloſſen. Es erhaͤlt 
noch das Wort der Berichterſtatter Schneier. 
Bei der Abſtimmung wird der Antrag Koſch 
mit ſehr großer Majornat angenommen. 

Es ſolgt nunmehr die Debatte über die 
Petitionen‘) der Stadiverordneten⸗Verſamm⸗ 
lung zu Koͤnigsberg i. Pr., 2) der Rechtsan⸗ 
wälte Moldänke und Juſtizrath Reich in Web⸗ 
lau und Bodlich in Bartenſtein, welche darüber 
Beſchwerde führen, daß die Rechtsanwälte des 
dortigen Departements des oſlpreußiſchen Ober⸗ 
Tribunals als Mitglieder von Stadtperordne⸗ 
ten⸗Verſammlungen höheren Orts angewieſen 
worden ſind, die Genehmigung zur Fortfüh⸗ 
rung ihrer Funktion als Stadtverordnete nach⸗ 
zuſuchen. Die Commiſſion ‚beantragt, dieſe Pe⸗ 
titionen der Staatsregierung zur Berückſichti⸗ 
gung und mit der Erklärung zu überweiſen, 
daß der Staatsminiſterialbeſchluß v. 2. März 
1850 mit den beſtehenden Geſetzen, namenlich 
mit der Cabinetsordre v. 15. Juli 1839 und 
mit den Beſtimmungen der Städte » Ordnung 
nicht im Einklange ſtehe. 

Abg. Lasker: Meine Herren! Bei der vor⸗ 
geſchrittenen Zeit will ich nur nachweiſen, daß 
die frühere Praxis dem Eintritt von Rechtsan⸗ 
wälten in die Stadtperordneten⸗Verſammlungen 
keineswegs im Wege ſtand und man erſt in 
neuerer Zeit verſucht hat, ein anderes Verfah- 
ren zur Geltung zu bringen, und zwar nicht 
im Wege der Geſetzgebung, ſondern der Mini⸗ 
ſterial⸗Reſcripte, mit denen ein großer Miß⸗ 
brauch getrieben worden iſt. Was zunächſt die 
Beſtimmung der allgemeinen Gerichtsordnung 
anbetrifft, daß die Rechtsanwälte, früher Fur 
ſtiz⸗Commiſſarien, ohne Vorwiſſen und Geneh⸗ 
migung des Landes-Juſtizkollegit keine Neben⸗ 
bedienungen annehmen dürfen, ſo iſt daran zu 
erinnern, daß in der Gerichtsordnung Bedie⸗ 
nung ſtets für Amt und Diener für Beamte 
gebraucht wird, woraus aber hervorgeht, daß 
mit dem Ausdruck Nebenbedienung nicht eine 
Nebenbeſchaftigung, ſondern ein Nebenamt gre 
meint iſt. Die Städteordnung vom Jahre 1808 
beſtimmt nur, daß alle Staats = Beamten das 
Recht hätten, die Wahl in einer Stadiverordnes 
ten⸗Verſammlung abzulehnen, dagegen nicht, 
daß ſie die Genehmigung zum Eintritt bei ihrer 
vorgejegten Behörde nachſuchen müßten. Noch 
deutlicher ſpricht es die revidirte Städteordnung 
vom Jahre 1831 aus, die gar keinen Zweifel 
läßt, daß die Anfrage um Erlaubniß zum 
Eintritt in Stadtverordneten⸗Verſammlungen 
nicht nothwendig ſei. — Die Rechisanwälte 
find für die Stadtperordneten⸗Verſammlungen 
in kleineren Städten außerordentlich wichtig. 
Ich bitte Sit, m. H., nehmen Sie den Com⸗ 
mifftondantrag an und wahren Sie die Würde 
des Hauſes. (Lebhaftes Bravo.) 

Juſtizminiſter. Es iſt ganz unzweifelhaft, 


‚1869. 


henblatt. 
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daß die Rechtsanwälte zu den Staatsbeamten 
gehören. Die allgemeine Gerichtserdunng hat 
bereits eine ganz ſpezielle, geſetzliche Beſtimmung, 
daß die Rechtsanwälte, wenn fie eine Neben⸗ 
bedienung annehmen wollen, die Genebmigung 
ihrer vorgeſetzten Behörden vorher dazu einzu⸗ 
holen haben. (Ver wunderung.) Es kann eben- 
ſowenig zweifelhaft ſein, daß die Stellung eines 
Rechtsanwaltes als Mitglied einer Stadtver⸗ 
ordneten⸗Verſamminng zu den Nebenbedienun⸗ 
gen gehört. (Verwunderung und Heiterkett.) 
Die Rechtsanwälte ſind alfo durchaus nicht 
ausgeſchloſſen worden von den Stadtverordne⸗ 
tenverſammlungen, ſondern ſie ſollen nur thun, 
was ſie in ihrer Stellung als Staatsbeamte 
zu thun verpflichtet find. Wenn von dem 
Vorredner die Exiſtenz eines Reſcriptes bes 
hauptet worden iſt, welches befiehlt, ja darauf 
zu ſehen, daß kein Rechtsanwalt ſich in eine 
Stadtoerordneten⸗Verſammlung einſchleiche (lau⸗ 
ter Widerſpruch), fo frage ich ihn, mit welchem 
Rechte er das ſagen kann. — Ein ſolches [Res 
ſcript iſt nie erlaſſen worden, ſondern die Re⸗ 
gierung hat die Geſetze einfach ſo ausgelegt 
und angewendet, wie ſie nach den darin ent⸗ 
haltenen Beſtimmungen berechtigt und ver⸗ 
pflichtet war. 

Das Haus beſchließt, die Debatte zu ver⸗ 
tagen. Schluß 3 Uhr. 

Abgeordnetenhaus. 34. Sitz. v. 5. April.] 
Der Präſident eröffnet die Sizung um 10 Uhr 
20 M. Vor der Tagesordnung bringt der 
Kriegsminiſter die längſt erwartete Marinevor⸗ 
lage ein. Er motivirt dieſelbe in einem lan⸗ 
gen Vortrage. Das Bedüͤrfniß zu einer erwei⸗ 
terten Marine ſei baldigſt zu befriedigen, da 
die Verhaͤltniſſe des vergangenen Jahres bald 
wieder an uns herantreten könnten. Hiervon 
ſei die Staatsregierung ausgegangen. Die 
Bedürfniſſe für die naͤchſten 6 Jahre ſeien auf 
48 Millionen zu berechnen, dazu verlange die 
Staatsregierung eine Anleihe von 10 Millio⸗ 
nen, das Uebrige ſolle aus den Mehreinnabmen 
gedeckt werden, die wahrſcheinlich zu erwar⸗ 
ten ferien. Er bitte die Vorlage unbefangen 
zu prüfen und in Anerkennung des dringenden 
Beduͤrfniſſes dieſelbe zu bewilligen. Es wird 
beſchloſſen, die Vorlage einer beſonders zu 
wählenden Commiſſion zur Berathung zu übers 
weiſen. 

Hierauf wird in die Tagesordnug einge⸗ 
treten (Petition der Rechtsanwälte wegen der 
ihnen zugemutheten Einholung der Genehmi— 
gung der vorgeſetzten Behörde zum Eintritt in 
die Stadtverordneten⸗Verſammlung). 

Abg. Hübner ſucht auszuführen, daß das 
Genehmigungsrecht der Behörden zu Recht ber 
ſtehe. Die Funktion des Stadtverordneten ſei 
ein Amt in geſetzlicher Bedeutung; da aber 
Beamte zu denen die Rechtsanwalte gehörten, 
zur Annahme von Nebenbedienungen der Ge⸗ 
nehmigung bedürften, fo ſei fie auch fur den 
vorliegenden Fall geroten. Tendenziös werde 
dabei von den Appellalionsgerichten keinenſalls 
verfahren. — Abg. Larz. Bei dem Gerichte, 
welchem er als Direktor vorſtehe, liege nicht 
der geringſte Konflikt in den verſchiedenen 
Amtspflichten der Rechteanwalte welche zugleich 
Stadtverordneten ſcien. 


. u a * 

Abg. Lent. Unter Nebenämtern feier nur 
gleichartige Aemter (als das eigentliche des 
Rechtsanwalts) zu verſtehen. So habe man 
noch niemals ihm zur Pflicht gemacht, die Ge⸗ 
nehmigung zur Übernahme don Bo 
ſchaͤſten u. ſ. w. nzüholen. Auch zum Hei⸗ 
rathen — gewiß einer . den Beſchaͤfti⸗ 
gung — (Heiterkeit) bedürfe 75 keiner Ge⸗ 
nehmigung. 

Ter Juſtizminiſter bemerkt, daß, wenn alle 
Rechtsanwalte einer kleinen Stadt Stadtver⸗ 
ordnete ſeien, das Publikum Niemand habe, 
um gegen die Stadt Prozeſſe zu führen. 

Abg. Gneiſt. Auch wenn es nicht in 
der Verfaſſung ſtände, ſind bie Communalver⸗ 
faſſungef Geſetze erſten Rauges. Die Städte⸗ 
ordnung habe ein ganz neues Stadtbürgerthum 
geſchaffen. In dieſer ſeien alle früheren Bes 
ſtimmungen über die Erlaubniß des Beamten 
zum Eintritt in die Stadtverordnetenverfamm⸗ 
lung geſtrichen (Hört), das ſei ein großer Vor⸗ 
zug gegen früher. Die Dienſtpragmatik der 
Beamten habe keinen Platz an dieſer Stelle. 
Die Dienſlpragmatik ſtehe nicht über, ſondern 
unter den Geſetzen. Der Staatsminiſterialbe⸗ 
ſchluß von 1851 ſei alſo der Städteordnung 
gegenüber nicht gültig. Es werde ſonſt ein 
Beſtätigungsrecht auch für Stadtverordnete ein⸗ 
geführt, wabrend ſolches ausdrücklich nur für 
Magiſtratsbeamte beſteht. 

Der Juſtizminiſter. Es ſei nicht bewieſer, 
daß aus politiſchen Gründen eine Beſiätigung 
verſagt ſej. Die Spezialbeſtimmungen der Ges 
richtsordnung ſeien nicht durch die Städteord⸗ 
nungen derogirt, 

Abg. Simſon erklärt, daß er gegen den 
Commiſſtonsantrag ſtimmen werde. 

Ref. Schneider refumirt die Debatte, und 
wird ſodann der Commiſſtonsantrag mit ſehr 
großer Majorität angenommen. Hierauf fol⸗ 
gen die bekannten Petitionen wegen der Nichts 
beitätigung der Kommunal⸗Beamten. Die Com⸗ 
miffton hat die Aufhebung des 8 33 der Städte, 
ordnung, welche dieſe Beſtätigung anordnet, 
vorzuſchlagen beſchloſſen und empfiehlt vem 
Hauſe die Annahme des von ihr zu dieſem 
Zweck verfaßten Geſetz⸗Entwurſs. 

Nachdem der Referent, die Abgg. Bender, 
Zapp und Blanckenburg, die erſten Drei für, 
letzterer gegen den Antrag geſprochen, erhält 
Abg. Virchow das Wort für den Antrag und 
weiſt nach, daß das Verfahren der Reierung 
Stadt und Land ſchädige, und die Regierung 
bindere, für das Beſte des Staates großartige 
Ideen in ſich aufzunehmen. 

Der Miniſter des Innern Graf Eulen⸗ 
burg ſetzt auseinander, daß durch die Einmi⸗ 
ſchung der ‘Politik in ſtädtiſche Angelegenheiten 
die Regierung gezwungen worden ſei, von ih⸗ 
rem Recht der Nichtbeſtätigung, blos aus po⸗ 
litiſchen Rückſichten wie er zugeſtehe, umfaſſen⸗ 
den Gebrauch zu machen. Der 8§ 33 der 
Städteordnung biete der Regierung eine glüd: 
liche Handhabe, dem agitatoriſchen Treiben ent⸗ 
gegen zu treten. Man könne der Regierung 
nicht ernſtlich zumuthen, dieſe Waffe wegzuge⸗ 
ben; das ſei unzuläſſig, namentlich ſchon aus 
dem Grunde, damit die Regierung nicht (zur 
Fa epa gewendet) in Ihre Hände 
gelangt.“ 

Nachdem Wagener dem Miniſter ſecundirt 
ſpricht Gueiſt ganz vortrefflich. 

Walbeck für deu Antrag, durch den con- 
ſtatirt werde, daß die liberale Partei ſolcher 
ſich niemals bedienen wolle. Das Uebel, der 
ſchreiende Mißbrauch des Beſtätigungsrechts, 
iſt gar nicht auders zu beſſern, als durch voll⸗ 
ſtändige Beſeitigung. (Bravo.) 

Hierauf wird der Schluß und ſodann der 
Antrag der Kommiſſion mit großer Majorität 
angenommen. — Schluß um 3 ½ Uhr. 

[Aigeordnetenhaus. 35. Sitz. v. 6. April.] 
Der Präſident eröffnet die Sitzung um 10 Uhr 
20 Min. Zunächſt wird das Reſultat der 
Walen zur Marine⸗Cemmiſſion bekannt ge⸗ 
möcht. Darauf wird in die Tagesordnung 


und⸗ 


Abg. Kerſt erklärt ſich gegen diefe Verträge, wird deshalb in der ausgeſetzten Tagesordnung 


weil das an Hannover gewährte Präcipuum 
nicht gerechtfertigt und dieſe Gelegenheit nicht 
benutzt ſei, die Aufhebung des Salzmonopels 
mit den Zollvereinſtaaten zu pereinbaren. Abg. 


v. Gablen für die Genehmigung, ebenſo Krie⸗ 


ger⸗Berlin und Ziegert. Abg. Faucher gedenkt 
der Männer, welche dem Freihandelsſyſtem die 
Wege gedahnt haben, des verſtorbenen Kühne 
und Richard Cobdens in England, der beute 
begraben werde. Ref. Michaelis. Heute wird 
die letzte Hand gelegt an eins der mühevollſten 
und ſegensreichſten Werke der neueren Zeit. 
Das jetzige Miniſterium habe ſich nicht der 
Nothwendigkeit entziehen können, die durch den 


Vertrag von 1862 und die Beſchlüſſe des Hau⸗ 


ſes vorgeſchriebenen Wege und Ziele zu ver⸗ 
folgen. Preußen habe ſeinen Beruf zur Fuͤh⸗ 
rerſchaft Deutſchlands hierin bewährt, iros ſei ⸗ 
nes innern Conflikts, trotz der Zerfahrenheit 
der miniſteriellen Politik. Die füuddeutſchen 
Gegner hätten ſchließlich der öffentlichen Mei⸗ 
nung nachgeben müſſen, die ihre Macht ecla⸗ 
tant bewährt habe. (Bravo.) Er hoffe, daß 
weitere nothwendige handels politiſche Reformen 
ſchon im Laufe der jetzigen Zollveinsverträge 
zu berechtigter Geltung gelangen würden, 
ſpäteſtens aber bei demnächſtiger Erneuerung 
derſelben. Die Gewährung eines Präcipuums 
an Hannover ſei nothwendig geweſen, um den 
Abſchlaß der Verträge zu ermoglichen. Bei 
der Spezialdiskuſſton nimmt Niemand das 
Wort und werden hierauf die Zollvereiusver⸗ 
träge einſtimmig angenommen. Der Präſident 
gedenkt hierauf ebenfalls der Verdienſte des 
verſtorbenen Kühne, der an der Gründung des 
Zollvereins wie an der verfaſſungsmäßigen 
Entwickelung Preußens ſo hervorragenden An⸗ 
theil genommen habe. Er bitte das Haus, 
das Andenken dieſes tapſern Kämpfers für 
Preußens Wohl und Ehre durch Aufſtehen zu 
ehren. (Das Haus erhebt ſich.) — Es folgen 
nunmehr Petitions⸗Berichte. Der erſte betrifft 
das Verkahren der Regierung gegen einen 
Magiſtratsbeamten, welcher ſich zur Abhörung 
auf gerichtliche Vorladung in Veranlaſſung 
eines Auftrages der vorſährigen parlamentari⸗ 
ſchen Unterſuchungs⸗-Kommiſſion geſtellt halte. 
Abg. Becker beantragt eine Nefolution dahin 
gehend, daß die Regierung durch ihr Vorgehen 
den Art. 82 der Verfaſſung verletzt habe. — 
Abg. Vaſſenge⸗Lauban. Der Gegenſtand bringe 
ein kraſſes Bild des innern Konflikts.) Man 
halte ſich den Kopf und frage ſich nothwendig, 
ob man nicht mehr Verſtändniß für Recht und 
Unrecht habe. (Redner ſucht dies unter Her⸗ 
vorhebung der einzelnen Umſtände des vorlie⸗ 
genden Falls nachzuweiſen.) Er bitte deshalb 
den Antrag Becker anzunehmen. Wachler hält 
das Amendement Becker für überflüſſig, weil 
daſſelbe bereits durch einen früheren Be⸗ 
ſchluß dieſes Hauſes ausgeſprochen ſei. Abg. 
Duncker. Vorlicgende Sache ſtelle den kraſſen 
Terrorismus des Miniſteriums in ein helles 
Licht und werfe auf dieſes die Vorwürfe zu⸗ 
rüd, welche geſtern der Miniſter des Innern 
dem Haufe gemacht habe. Er beantrage daher 
die Citirung des abwerenden Polizeiminiſters. 
— Präſ. Grabow erklärt, daß er den Mi⸗ 
niſter zu der heutigen Sitzung eingeladen habe. 
— Der Finanzminiſter erklärt, daß der abwe⸗ 


ſende Miniſter geglaubt habe, die Beſchlußfaſ⸗ 


jung über die Zollvereinsvertraͤge würde mehr 
Zeit in Anſpruch nehmen. — Es wird hierauf 
beſchloſſen, bis zum Erſcheinen des Mimiſters 
zum nächſten Getzenſtand der Tagesordnung, 
überzugehen. Die Petition des Lehres Mann 
zu Heiligenbeil, welcher die Verbeſſerung der 
materiellen vage der Lehrer erbittet, wird nach 


dem Kommiſſtonsantrage der Regierung mit der 


Aufferderung der Berückſichtigung überwieſen, 
ein Dotationsgeſetz vorzulegen. Die Diskuſſion, 
an welcher ſich u. A. Wantrup, Dr. Moller, 
Schmidt⸗Randow, Richter und der Referent be⸗ 
theiligten, war ziemlich animirt. — Hierauf 
erſcheint als Miniſter-Commiſſar des Miniſters 


eingetreten, die Zollvercins-Frage betreffend. | Eulenburg der Geheime Rath Ribbeck, und 


rr · 


fortgefahren. Immermann vermißt in dem 
Verfahren der Regierung nicht allein die Ge 
feglichfeit, ſondern den gefunden Menſchen vel 
ſtand (ſehr richtig!), da ja der Zeuge ng 
esiflire und die Petenten ſich der Borkadung 
des Gerichte, ohne ſich ſtrafbar zu machen, 
gar nicht hätten entziehen können. Becker: Et 
jet eine noch nicht dageweſene Anmaßung der 
Verwaltung, die Gerichte unter ihre Cenſur zu 
firllen. Der Miniſter⸗Commiſſar erklärt, daß 
er ſich auf die Frage, ob der Miniſter gegen 
die Verfaſſung verfahren habe, nicht bei Gele⸗ 
genheit dieſer ſubſtanzirten Petition einlaſſen 
könne. Nach längerer Diskuſſion wird die Pe⸗ 
Ann in die Commiſſion zurückverwieſen. — 
rr 1 9232 

Abgeordnetenhaus. 36. Sitz. v. 5. März] 
Der Praſ Grabow eröffnet die Sitzung um 10 
Uhr 35 M. Die Verſpätung rührt von det 
allgemeinen Bewegung her, die ſich in Folge 
des heute früh erfolgten Todes des Abg. von 
Rönne kund giebt. Derſelbe halte ſich im 
Sitzungzſaale des Abgeordnetenhauſes eine Er⸗ 
kä'tung zugezogen, welche in eine Bruſtfellent“ 
zündung ausartete, die den Tod herbeiſührte. 
Der Präſident cröffnet die Sitzung mit folgen 
der Anſprache: Meine Herren! In tiefer Ber 
wegung und Wehmutb croͤffne ich die heutige 
Sitzung. In Folge einer Erkaͤltung in dieſen 
Hauſe iſt heute fruͤh einer unſerer Verfaſſungs“ 
treuſten, feſteſten und liebenswürdigſten Colle“ 
gen, der Abgeordnete und Handelspraſident v. 
Ronne mit Tode abgegangen. Derſelbe verlieh 
bereits im Alter von 17 Jahren das Vater“ 
haug, um deutſche und preußiſche Freiheit rt’ 
kämpfen zu helfen. Seit einer Reihe von Jah“ 
ren war er Vertreter des Kreiſes Lennep⸗So— 
lingen im Abgeordnetenhauſe, wo er wiederhol 
mit Einſtimmigkeit gewählt worden war. Ju 
dieſem Hauſe hat er, wie Allen bekannt il, 
mit unermüdlichem Fleiße und redlichem an 
nesmuth ebenfalls fur deutſche und preußiſche 
Freiheit gekämpft. Das Haus hat des hald 
wohl Veranlaſſung, fein Andenken ſiets in ho! 
hen Ehren zu halten. Zum äußern Zeichen 
unſerer Liebe, Hochachtung und Dankbarkeit 
für den Verſtorbenen bitte ich Sit, ſich von 
Ihren Sitzen zu etbeben. (Die Anſprache ge 
ſchah unter feierlicher Stille; das ganze Hau 
erbebt ſich, auch der Miniſter Graf Eulendur 
und deſſen Commiſſarien.) Die darauf folgend 
Budgetberathung verlief ziemlich farblos. = 
Abg v. Saucken⸗Tarputſchen tadelt den Modul 
daß nicht der Militüretat zuerſt berathen werd 
bei dem cs ſich herausſtellen muͤſſe, ob ein Etal 
geſetz zu Stande kommen werde oder nicht. 7 
Bei der Poſition von 31,000 Thlr. für de 
Preßfond erhebt ſich eine lebhafte Diskuſſto, 
Der Miniſter Eulenburg bittet, dem Antrah 
der Kommiſſton entgegen, dieſelbe zu bewilligen 
da mit der Sireichung das Zuſftandekomme, 
eines Budgets ſehr in Frage geſtellt werbe 
würde. Keine Regierung konne dieſes eh 
fonds entbehren. Abg. v. Hennig für den Koln, 
miſſtonsantrag, da die Staatsgelber nicht 7 
vorhanden ſeien, jene offiziellen: Blätter zu i, 
terſtützen, welche dazu beſtimmt, die Vollen, 
heit untergraben zu helfen. 9. Winde ee u 
dorf) gegen die Kommiſſton. Jung dafur, cd 
der Fond für ein verfaſſungsmäßig regieren, 
Miniſtertum überflüfiig ſei. v. Hoverbeck. n 
ter deu Miniſterium ſteht eine kleine Parten 
Lande und eine Armee von 210,000 Men 
Dies darf uns nicht abhalten, nach und 
Ueberzeugung zu bandeln. Dus Herrenhen, 
konne nicht auf das Abgeordnetenhaus ei fe 
ken. Können die Herren Miniſter ohne erk 1 
Federn nicht regieren, nun dann mögen IE _ 
treten, was ich ihnen hiermit anheim ſten ond 
Abg. v. Unruh ebenfalls für den Kommiſſie 
Autrag. 

Abg. Dr. Becker (Dortmund). Das, 
niſterium moge die Exiſtenz feiner Partell 
feiner Partei im Lande überlaſſen. — berg, 
dem ſprechen die Abg. v. Hennig, v. SE 1 
Freſe, v. Saucken⸗Ger auen unb Lab 


Mi 

A 

10 
dur, 
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lutzen Bemerkungen für den Antrag. Freſe 


Knut dieſen Preßfond ein Sündeugeld. Die 
belsdaſſſon wird gefchloffen und die Abſetzung 
der 31,000 Thl. mit großer Majorität beſchloſ⸗ 
15 — Bei Titel IV., Etat für die Archive, 
ummt der Abgeordnete Kantak das Wort und 
derweiſt in längerer Rede auf die Nothwendig⸗ 
eit, auch für die Provinz Poſen ein Archiv zu 
achten, da daſſelbe um deshalb noch nicht 
ingerichtet worden, weil angeblich Immer noch 
dein Geld dazu vorhanden geweſen iſt. Rede 
. ſtellt jedoch keinen direkten Ankrag. — 
Zei Titel V., Genetat⸗Ordens⸗Kommiſſton. 
werden 100 Thi. und 200 Thl. perfönliche Ge⸗ 
taltszulage für die beiden Expedienten als 
Auſtig wegfallend erklärt. — Bei Titel VI., 
Wbertecnungskammer, beantragr dee Kommif⸗ 
8 zu erklären: „Cs iſt nicht gerechtfertigt, 
Na den Mitgliedern der Ober⸗Rechnungs⸗ 
mmer Gehalserhöhungen nach anderen Grund⸗ 
* u als nach Maßgabe der Antiennetät ge⸗ 
1 ahrt werden. Regierungs⸗Kommiſſar Gehei⸗ 
N Naih Molle erklärt ſich gegen den Antrag. 
e Haus mitt dem Autrxage der Kommiſſion 
g und genehmigt die folgenden Anträge der 
bn walten ohne Disküſſion. — Abg. Dr. Ja⸗ 
8 V ſchließt ſich der Anſicht des Abgeordn. v. 
yaudeı (Tarpuiſchen) an, daß er. lriyer_pros 
loriſchen Berathung der Etats, wie ſie won 
Kommifſton vorgeſchlagen iſt, nicht beiſtim⸗ 

en könne. Ab, 
J Zu Tit. IX. beantragt Abg. Dr. Becker 
arberlirund) die Remuneration für einen Hülfs⸗ 
Fern n zu ſtreichen; der 
nt erklart ſich d en; das Haue ver⸗ 
a t den Anlkrag. Bi Wem Uh des Mi⸗ 
ha Une für die auswärtigen Angelegenheiten 
Fe Abg. Dr, Virchow das Wyrt und fragt, 
es in der That die roßmachfſe dung lin. 
R 8 mit ſich bringe, und ob die commertiellen 
erbaumniſſe des Landes es erforderten, daß 


mg e das Beiſpiel der andern Großſtaaten 


5 Mini 


U nicht mit den Großmächten, wo aber ein 
er ache Geſandter rinmal exiſtitt, da muß 
uch ais Gtſandter Preußens dem Aeußern 
dus auftreten. — Bei der Poſition: Beſok⸗ 
A. Geſandiſchaftsperſonals beantragt dir 
Bei, liſſton die als allgemeine Erhsbung der 
chen dtengehalker geforderten 24,000 Thaler 
dns Wen Der Regierungs Comm 
W beine Leganonsrath v. Keudeu und der 
Wet Präſſdent v. Bismurck befürworten die 
müſtellgerhöbung. Das Haus nimmt die Com⸗ 
1 usautrag an. — Für den Geſandten in 
bbantinopel verlangt der Etat eine Gehalts⸗ 
uu von 4000 Thaler. Die Commiffion 
Wie t die Ablehnung. Minifter ⸗Praſident 
Refere We Abg. v. Vincke ſprechen für, der 
Virch N Atzmann gegen den, Antrag. Abg. Dr. 


Ries Die Verhältniſſe und Bedürfniſſe im 


viel a die Stellungen im Auslande jetzt fo 


10 der zu verwenden. 

v. re auch die Abgg. v. Benda und 
wird Fri uch für die Bewilligung geäußert, 
beſchloßſe Abſetzung der Poſitiou dom Hauſe 

m Val Dagegen ſtimmen die Abg. Zieger 
die nr In weiteren Erörterungen führt 
eineg Mies von 6000 Thlr. zur Beſoldung 
burg ultärbevollmächtigten in St. Peters⸗ 
At e die Kommiſſion zu ſtreichen be⸗ 
der Pon e Regierungs⸗Kommiſſar v. Keudell: 
der Ar um den es ſich hier handelt, iſt in 
Mm das bon ſehr großer Wichtigten. Auch 

ehalt nicht zu hoch normirt. 

Dr. Moͤller: Ich konſlatire, daß der 
uiſter⸗Kommiſſarius in der Kommiſſion 
Wr daß der Militärbevollmächtigte ges 
. Wine des Kaiſers von Ruß⸗ 
bein, adi brauchen wir die Mittel nicht 
fun ich dan, — Reg.⸗Comm. v. Keudell: 
legenheit der Commiſſionsſttzung bei dieſer 
b hen insbeſondere die polltiſche Vortheile 
Je iſt Ken habe, und heute die militäriſchen, 

as Fein Widerſpruch. f 


Beige 
viſſerma 
land Ma 
zu 


Nl 
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Ernennung von Bokſchaftern nachahme. 
ſter⸗Präſident v. Bismarck: Wir riwaliſi⸗ 


des Staates machen es uns nicht mög⸗ 


kung unſeres Milltaͤrbevollmächtigten in Pe⸗ 
tersburg ‘vereinigt eben beide Vortheile, die 
politiſchen wie die militäriſchen, und es iſt 
dieſe Stellung um fo wichtiger und nothwen⸗ 
diger, da ſich die Verhältniſſe Rußlands ſchwe⸗ 
rer von außen her überſehen laſſen, und ſich 
weniger in der einheimiſchen Preſſe abſpiegeln, 
als die anderer Länder. 

Abg. v. Hoverbeck: Wenn der Herr Mir 
nifterpräfident behauptet, daß er von dei Ver⸗ 
ausgabung der Poſition nicht abgehen könne 
und uns dafür keine neuen Gründe giebt, fo 
koͤnnen wir jedenfalls nur bei dem alten Be⸗ 
ſchluſſe bleiben. Dem Hrn. Regierungsksmmiſſar 
muß ich mein Compliment machen, daß er ſo 
raſch gelernt hat, ſich in der Weiſe⸗ſeines Mei⸗ 
ſters zu bewegen. (Heiterkeit) 7 

Abg. d. Vincke (Olbendbrff): Das Beſte⸗ 
binde hat ein Recht zu bleiben, bis man ih 
vom Gegentheil überzeugt hat. nö: 

[Dit Diskuſſion wird geſchloſſen, der Cow- 
miſſionsantrag auf Nicht gewährung der 
0000 Thaler angenommen. Ohne weitere Dis⸗ 
kuſſton werden die übrigen den Etat des aus⸗ 
wärtigen Miniſteriums betreffenden Anträge der 
Commiſſion genehmigt und damit iſt der, exe 
Bericht der Budgetkommiſſion erledigt. 

Ju der Lages-Ordnung folgt die Schluß⸗ 
Berathung über den Geſetzentwurf über den 
Gewerbebetrieb im Umherziehen in den hohen⸗ 
zollern'ſchen Landen. Referent iſt Abg. Niefen- 
ſtahl, der die Annahme des Geſetzentwurfs 
empfiehlt. Das Haus tritt dem Antrage ohne 
Diskuſſton bei. 0 

Der letzte Gegenſtand der Tagesordnung 
iſt der Petitionsbericht der Handels⸗Commiſſion. 
Die erſte Peuition geht aus von dem Berliner 
Arbeiter Verein und betrifft den Erlaß eines 
allgemeinen Gewerbegeſetzes und die Anerken⸗ 
rung der vollſtändigen Freizügigkeit. Die Com⸗ 
miſſion beantragt, wie bereits mitgetheilt iſt, 
unter einer langen Reihe von Erwägungs⸗ 
Gründen, die Petition der kgl. Staatsregierung 
zur Berückſichtigung zu überweiſen. Ref. iſt 
der Abg. Ziegert. 2 

Abg. Wagener ⸗(Neuſtettin) gegen die An⸗ 
träge der Cömmiſſton. N 

Abg. Schulze (Berlin): Auch wir, Auf 
dieſer Seite des Haufes, haben denſelben Wunſch 
uns heute längeren Erörterungen zu entziehen, 
zumal da wir unſerkn Standpunkt vieſer Frage 
gegenüber ſchon entwickelt haben. 

Abg. Lette will conſtatiren, daß nicht fo 
viel Gegner der Gewerbeordnung vorhanden 
frien,. als Abg. Wagener (Neuſtettin) anzuneh⸗ 
men ſcheine. Nach einer kurzen Befürwortung 
der Commiſſionsanträge durch den Referenten 
werden dieſelben angenommen. — Schluß der 
Sitzung 2½ Uhr. — Nächſte Sitzung Sonn⸗ 
abend 10 Uhr. Berathung über den Antrag 
des verſtorbenen Abg. v. Rönne betreffend das 
Priſen⸗Reglement. 

(Herrenhaus. 13. Sitzung v. 12. April.] 
In der heutigen Sitzung, welche um 11% Uhr 
von dem Präandenten Hrn. Grafen zu Stolberg 
eröffnet, wurde der Staatsvertrag mit Olden⸗ 
burg, nachdem Herr Tellkampff gegen die 
Brauchbarleit des Jadehafens Einwand erho⸗ 
ben und der Handelsminiſter 
rungs⸗Commiffar des Kriegsminiſters ſich gegen 
Tiefe Aeußerung erklart hatten, nach einer fur- 


Herrn v. Hellermann genehmigt. Ferner er⸗ 
theilte das Haus ohne erhebeiche Diskuſſton 
den Geſetzentwürfen, betreffend den Bau der 
Eiſenbahnen Danzig⸗Neufahrwaſſer, Heppens⸗ 


Bau der Eiſenbahn von Trier nach Call ſeine 
Genebmigung. Endlich beſchloß das Haus 
nach den Anträgen ſeiner Commiſſion, den 
Geſetzentwurf, betreffend die Errichtung von 
Gebauden in der Nähe von Waldungen im 
Bezirk des Appelkationsgerichis von Köln in 


und der Regie⸗ 


zen Befürwormng. Seitens des Referenten | 


Oldenbig und die Koſten des Grunderwerbes 
für, die Berlin⸗Cuͤſtriner Eiſenbahn, ſowie den 


Mintſferpräſtdent v. Bismarck: Die Stel⸗ 


derſelben Faſſung, wie ihn die Regierung vor⸗ 
gelegt, anzunehmen. — Die Sitzung wurde um 
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12¼ Uhr geſchloſſen; naͤchſte Sitzung iſt un⸗ 
beſtimmt. J 


Deutſchland. 


Berlin. Ueber die Vorgänge in der 
Bundestagsſitzung vom 6. d. M. liegen heute 
verſchiedent weitere Berichte vor. Sämmtliche 
Regierungen ſind ihrem früheren Votum treu 
geblieben. Doch verdient bemerkt zu werden, 
daß ſelbſt einige Regierungen der Maiorität 
ſich dahin äußerten, daß ſie den Bundestag 
nicht für abſolut und allein kompetent hielten, 
die Frage der Erbfolge definitiv zu entſcheiden. 
Die übrizen Regierungen der Majorität moti⸗ 
virten ebenfalls ihre Abſtimmung, jedoch in 
Bezug auf Holſtein ganz im Sinne der unbe⸗ 
dingten Competenz des Bundes. Oeſtexreich 
legte Gewicht darauf, daß die bisherige Ver⸗ 
handinng der Frage 1 aut Vereinba- 
rung zwiſchen Oesterreich unp Preußen als die 
gerte ee dach anzuſeben 5 Der preu⸗ 
ßiſche Geſandit hat zwei Erklärungen abgege⸗ 
ben: die erſte im gewöhnlichen Laufe der Ab⸗ 
ſtimmung, in welcher er die Ueberweiſung des 
bayeriſchen Antrages an den Ausſchuß bean⸗ 
tragte, alſo den bayeriſchen Antrag ablehnte. 
In der zweiten Erklärung, nach der Abſtim⸗ 
mung, hob der Geſandte die Unerläßlichkeit der 
Prüfung der Rechtsfragen und gleichzeitig die 
Prüfung der preußiſchen Anſprüche ebenſo wie 
diejenigen der Oldenburger und Auguſtenburger 
noch 5 l ſprach die Gewiß⸗ 
heit aus, daß eine Erfüllung, des Bayeriſchen 
Antrages Preußlſche Seite bucht 8 Ausſicht 


Rebe. l 2 
Schweiz. 


General Langiewiez iſt in Begleitung drs 
Grafen Plater zu Solothurn angelangt und 
angemeſſen empfangen worden. Die Bewohner 
von Grenchen, welche ihm das Bürgerrecht 
ſchenkten, haben ihn feſtlich begrüßt und ihm 
als Geſchenk eine Haarloder Kosciuſzko's im 
Etui geſchenkt. ’ 


n Rußland. 


Petersburg, 4. April. Die amtliche 
„Nordiſche Poſt“ weiſt die von Wienern Blättern 
gebrachten Gerüchte über die angeblich in Si⸗ 
birien ausgebrochene Peſt zuruck. Der herrſchende 
Typhus ſei im Abnehmen begriffen. Es ſei da⸗ 
her nicht nöthig, neue Hoſpitaler zu errichten. 


Lokgles und Provpinzielles. 


Inowraclaw. Der Kaufmann Herr 
Michael Levy von hier, einer der umſichtigſien 
Geſchaftsleute Unferer, Stadt, iſt bekanntlich in 
dem Eiſenbahnprojekte Poſen-Thorn ſchon ſeit 
Jahren unabläſſig thätig. Die wiederholten 
Erklärungen des Handelsminiſteriums, daß auf 
Zins garantie Seitens des Staates nicht zu 
rechnen ſei, daß aber für jede der vorgeſchla— 
genen Linien eine Conceſſion ertheilt werden 
könne, ſobald ſich eine Geſellſchaft fände, die 
den Bau ubernehmen wolle, haben Hrn. Levy 
veranlaßt, nach Berlin zu reiſen und eine 
Conceſſion für eine Bahn Poſen⸗Inowratlaw⸗ 
Thorn auf ſeinen Namen zu erbitten. Der 
Hr. Handelsminiſter iſt, wie wir weiter hören, 
auf dieſes Geſuch eingegangen und hat Herrn 
Leyy die Conceſſion bewilligt, mit der Bedin⸗ 
gung, daß das Actieh⸗Cabpital binnen 3 Mo⸗ 
naten gezeichnet werde. 

— Das geſtrige Concert der Pringnitz⸗⸗ 
ſchen, Säugerkapelle aus Hamburg. hat ein 
Aare Publikunt in den Ballingſcheu Saat 
herbeigezogen, welches den in allen Orten an⸗ 
erkannten guten Leiſtungen der Geſel ſchaft mit 
regem Intereſſe ſolgte. Ungeiheilten Belſall 
ſanden namentlich die Sängerinnen, ſowohl 
durch ihre graztoſe Einfachheit als auch durch 
den reinen Vortrag der Terzette; ganz beſon⸗ 
ders geſielen die von Frau Pringnitz vorge⸗ 
tragenen Sologeſange. Der Komiker, Herr 
Bernegger und die Soubrette, Frl. Frank, 


wirkten durch ihr vortreffliches Zuſammenſpiel Generalverſammlung des „Münnerturnvereind | am 3. April.] Anklage wider den Einwohner 


auf die Lachmuskeln der Zuhörer, die auch mit 
ihrem Beifalle nicht ſparſam waren. — Mö⸗ 
gen die Bemühungen des Herrn Pringnitz auch 
in den übrigen’ hierorts zur Ausführung kom⸗ 
menden Concerten durch ein zahlreiches Publi⸗ 
kum belohnt wer den. 
| Wie wir aus zuverläſſiger Quelle ho⸗ 
ren, iſt die Trennung der Annahme von der 
Ausgabe bei dem Kgl. Poſtamte hierſelbſt ge⸗ 
nehmigt worden und ſoll in dieſen Tagen mit 
dem Umbau vor ſich gegangen werden. Ver⸗ 
muthlich dürfte der von uns in Nr. 9 gemachte 
Vorſchlag, dir Ausgabe in den zweiten Hausflur 
(links) zu verlegen, zur Ausführung kommen. 

— Am 5. Aptil fand die ſtatutenmäßige 

— > Be 
Generalverſammlung 

1 u I} des 
Vorſchußvereins 
findet am Mittwoch, den 12. d. Mts., 
Abends 8 Uhr im Lekale drs Hrn. Wilh. 
Anofi ſtatt. 

N Tagesordnung. 
1. Geſchäftsbericht pro 1. Quartal 1865. 
2. Wahl eines Caſſirerd. 
3. Wahl zweier Repiſpren zur, Prüfung der 

‚porjährigen Rechnung. 

4. Abänderung im 8 12 der Statuten. 
Der Vorſltzende 

| Moritz Salomonsohn. 
Schul Anzeige. 

Der neue Curſus des hieſigen Gymnaſtums 
beginnt Mittwoch, den 26. April er. 
Zur Aufnahme neuer Schuͤler ſind die Vormit⸗ 
iagsſtunden von 9 bis 12 Uhr des 24. und 
25. April beſtimmi. 

Inowraclaw, den 5. April 1865. 

Günther, 
Direktor des Gymnaſiums. 


Im Ballingeſchen Saale. 
Heute Montag und morgen Dienſtag 
Auftreten der Concert- und 
Coupletſänger-Capelle 
Pringnitz aus Hamburg. 
Anfang 7¼ Uhr. Entrée 5 Sgr. 
Programm an der Kaſſe. 

un | p. P. 
Mit dem heutigen Tage habe ich unter der 


Firma 2 
Sam Friedlander 
Bank-, Wechſel⸗ und Incaſſo⸗ 
eſchäft 


— 


1 


errichtet, und bitte von meiner Firma Notiz zu 
nehmen. 
„Thorn, den 1. April. 1865. 
Achtungsvoll 
Sam Priedlander. 


— Von heute ab iſt mein Etabliſ⸗ 
ſement auf dem 


Schützenplatz 
dem Verkehr wieder eröffnet. 
Die Kegelbahn iſt in beſter Ordnung. 
Inowraclaw, den 6. April 1865. 


E. Pietschmann. 
Meine Niederlagen aller Arten 
Kant: Stroh- und Lehmlatten, 
sowie Bretter u. Bohlen 


in allen Dimenſionen, ſchwaches Bauholz 

und Mundſtangen in n Al 

sorräthi le ſch zu den billigſten Preiſen. 

vorräthig empfehle RÄPHAEL SCHMUL 
in Pakosé. 


Die Erneuerung zur 4. Klaſſe 
der 131. Lotterie muß dei Verlust 
"bes Anrechis bis zum 18. April, Abends 6 Uhr 


zeſchehen. J. Oppenheim. 


* —— 


ſtaßt. Es wurde — wie in früheren Jahren 
ſo auch in dieſem — der Schützenplatz zum 
Turnplatze gewählt, mit dem Wunſche, daß ſich 
die Turnerei mit verjüngter Kraft entwickeln 
und ihre Jünger vor Verweichlichung ſchüt⸗ 
zen möge! — 
— In der Nacht vom Freitag zum Sonn⸗ 
abend find mehrere theils größtre, theils klei⸗ 
nere Diebſtähle verübt worden. Man vermu⸗ 
tbet, daß ſänmtliche Diebſlähle von einer und 
derſelben Bande ausgeführt ſind, da erſtere 
zum größten Theil auf Speiſen⸗Vorrathe ab⸗ 
geſehen waren. Nur auf der einen Stelle ſind 
die Diebe von ihrem Vorhaben gehindert worden. 
Bromberg. I Schwurgerichts ⸗ Sitzung 


Sämereien! 


Rothen und weißen Flee, rran: 


| zöſiſche Luzerne, Thymothee und ans 


dere Gräſer, Runkelrüben, Futter 
möhren, gelbe ſüße Carotten, ameri ; 
kaniſche Pferdezahnmais, Stoppel: 
rüben, Wrucken, Zwiebel und Kopf: 
kohlſaamen empfiehlt in beſten Quali- 
täten zu billigſten Preiſen. 
m 

Anowrielaw. 

— — 


empfiehlt zur Saat 
Aron Abr. Kurtzig 
in Inowraclaw. 


rałi pasſeune i xuchenne, marchem pastei 


T. Wituski 


BEE EEE p p ————— ß ————— 
Sommer -Rubſen, Dofter u. weißen Senf Latowy Tzepik, dnice i biala gorczyce 


Walentin Woytlak und den Arbeitsmann 
Michael Adamski wegen Raubes. 
Angeklagte find. ſchon mehrmals wegen Die” 
ſtahls zu Zuchthausfirafe verurtheilte Verbrechet. 
Dieſe Sache iſt in voriger Schwurgerichtb⸗ 
periode abgeurthellt, jedoch auf Einkegung det 
Nichtigkeitsbeſchwerde von Seiten der Ange 
klagten vom königlichen Obertribunal zur noch 
maligen Entſcheidung vor das kgl. Schwur 
gericht hierſelbſt verwieſen worden. Es wurde 
gegen Jeden auf, 20 Jahre Zuchthaus erkannt. 

Die Nachricht der „N. fr. Pr.“, daß dit 
Regierung in Rom die Aufhebung des Erzbis⸗ 
thums Gneſen und Poſen vorſchlage, wird 
officiöbs als unbegründet bezeichnet. 


8 Na si oh a. 
Koniczyne ‚czerwong i bialq „ franc. lu 
cerne .brzanke, (tymotke), i inne draw], lu 


ng i fruhcenng, kukurydae amery ka- 
skq, rzepe scierniskowg, brukiew, -cebule 
i Kayustę polecam w,,dobrych gatunkach po 
umiarkowanych cenach. 

V 
Inowroclawiu. 


poleca do siewu. 
J Aron Abr. Kurtzig 
W Inowroctawiu. 


E Friſchen Gogoliner Kalt U 


ſowohl in Gebinden als auch in loſem Zuſtunde, ſowie mein Lager von 


empfehle zur geneigten Beachtung. 
Serzelno. 


Baruch Stein, 
Reſtauratcur. 


Sonnenſchirme und St: 


ktout⸗cas im neueſten Fagon 
wie auch Fächer empfiehlt 


Atelier von J. Tollaſſ in Inowrac law 
und Etrelnd lieſert das Dutzend guter 

E Viſitenkarten = 

mit 1 Thaler 15 Sgr., das halbe Dutzend 
mit 1 Thaler. 


Rothen und weißen Kleeſaamen, 
aatweißen offerirt billigſt 
Iſaac Simon. 
Von heute ab verkauft ich die 3⸗Scheffeltonne 
ſchleſiſchen Kalk 


mit 1 Thl. 20 Sgr. Iſaac Simon. 


Saglice Steinkohlen, Cement 
und Dunger⸗ und Maurergyps 
offerirt billig Iſaae Simon. 


4-5 Penſionaire 
finden freundliche Ane 4 8 Privatſe⸗ 
im Pawkowskiſchen. Haufe Nifolaiſtr 


Von heute ab, verkaufe ich die Dreiſcheffel⸗ 
Tonne ſchleſiſchen Kalk mit 1 Thl. 20 Sgr. 
engl. Steinkohlen und Cement offerirt 

. Dobrzynski, 
Poſener Str. 


engl. 


kretar 


billigſt 


3 LE Parasoliki: iv en-tout-00 
„ najnowszych formach 

jaKotez wachlarze po leca 
f Wilh. Neumann 
Das Phokogräphiſche Dachſpliſſen ſowie Dachlatten 


Klein. Courant 20 pCt. Groß Courant 10-12 C1. 


Cement, Gyps, Dachpappe, Asphalt, Steinkohlentheer, gußeiſerne 
Fenſter, Ofenthüren, Drathſtifte, Durchlaßröhren, Schmelzöfen u. ſ. w. 


G. Stammer. 


D N 
Alle Sorten Conditor-Waaren zu Oſtern, als; Torten, Biscuite, Maecronen, 
kleine und große überzogene Pommeranzen, Bonbons, Klintchen ze. ange⸗ 
fertigt unter Aufſicht des Räbdinats in Gneſen, ſind vorräthig und nehmen Beſtellungen nt 
gegen unter Zuſicherung prompter und reeller edienung f N 


Gneſen. 


Joseph Krzywynos, 
Hotelbeſttzer. 
— 


ſind ſtets vorräthig bei Iſaac Himolk, 
Handels berichte. 
Inowraclaw, den 8 Apri 1865, 
Man notirt fur N 
Weizen; 125pf. — 130pf. bnut 42 bis 44 1 
128pf. hellbunt 44 Tylr., 130 pf. hellbunt 45 zb, 
131—133pf. feinſter hellbunt weiß und plafig, 47--50 2 
Roggen: 123 — 125pf. 27 Thi. 
Ger ſte: gr. 25 Thl. — 26 Thl. 
W.Erbſen: 32 — 33 Thl. Kochw. 34 — 35 
Hafer: 18 Thl. 
Kartoffel: 7—10 Sgr. 
Bromberg, 8. April. 
Weizen 44—46 — 48 — 52 Thl 
Roggen 29½ — 31½ Thl. 
Gerſte 26 — 28½ Thl., 


sh. 


Hafer 16 ½ — 18 Thl. 

Erbſen 34 — 36 Thl. Koch. 38 Thl 
Raps und Rübſen nonnnell. 

Sbititus 13½ Thl. per 8000 % 


mer ⅛ð2 ̃ 8 
Thorn. Agis des ruſſiſch⸗polniſchen Gelsts. . 


niſch Papiet 25 ½ — / Ct. Ruſſiſch Papier 25 — / 


erlin, 8. April. 1 
Weizen nach Quallität pr. 2100 Pf. 45 —61 am ie) 
moggen flau weo 36%, bez. Frühjabr 34 
—Juli⸗Auguſt 37½ bez. September-Dttober 38 beit | 
Spiruus loco 13% bez. Asbril⸗Mai 1355 bez. 
Seplember-Oktober 14 ½ bcz. 


PR 
155 Pb April- Mar 11 ½ bez. — September K 


fe bez. 
Ruſſiſche Banknoten 80 bez. fi g 
ba e 


Druck uud Verlag won Hermann Engel in 


2» 


Beidt 


